
nun angehalten werden, sich dazu zu äußern, ob sie 
das seinerzeit erstattete Gutachten in gleichem Um­
fang aufrechterhalten. Im bejahenden Fall erlangt ein 
solches Gutachten in Verbindung mit dem Protokoll 
über die Vernehmung des Sachverständigen die Be­
deutung eines strafprozessualen Beweises7).

Tn der Praxis der Untersuchungsorgane kommt es 
auch sehr häufig vor, daß vor der Anordnung des Er­
mittlungsverfahrens beispielsweise Tatortbesichtigungen 
erforderlich sind, deren Ergebnisse in der Regel durch 
den betreffenden Sachbearbeiter protokollarisch fest­
gehalten werden. Die Ergebnisse dieser unbedingt not­
wendigen Prüfungshandlungen im Sinne des § 106 StPO 
können durchaus die geeignete Grundlage für die Be­
gründung des Verdachts einer verbrecherischen Hand­
lung sein und damit für die Einleitungsverfügung ge­
mäß § 106 StPO; sie können aber ebenfalls nicht straf­
prozessualer Beweis sein. In diesen Fällen ist es viel­
mehr erforderlich, daß nach der Anordnung des Er­
mittlungsverfahrens der betreffende Sachbearbeiter 
oder eine andere Person als Zeuge, Sachverständiger 
oder sachverständiger Zeuge vernommen wird.

Das eben Gesagte gilt selbstverständlich auch für alle 
anderen, dem Untersuchungsorgan vor der Anordnung 
des Ermittlungsverfahrens vorliegenden Materialien 
(wie z. B. Revisionsberichte der Betriebsleitung über 
Fehlbestände, Berichte über mangelhafte Pflichterfül­
lung verantwortlicher Mitarbeiter staatlicher Organe 
usw.). Obgleich alle derartigen — unter Umständen 
sogar mit sehr viel Mühe gewonnenen . — „Beweise“ 
nicht als strafprozessuale Beweise angesehen werden 
können, sind sie dennoch für die Untersuchungsorgane 
sehr wichtig; ihre Bedeutung kann keinesfalls nur für 
die Anordnung des Ermittlungsverfahrens — wie das 
vielleicht nach dem bisher Gesagten scheinen könnte—, 
sondern auch für die mit diesem Zeitpunkt einsetzende 
Beweisführung gesehen werden. Denn auf Grund der 
vorhandenen „Beweise“ kann von seiten des Unter­
suchungsorgans zielstrebig ermittelt werden, insbe­
sondere aber sind dem Untersuchungsorgan sofort wich­
tige Zeugen oder Sachverständige verfügbar.

Würden aber die Untersuchungsorgane darauf ver­
zichten, nach der Anordnung des Ermittlungsverfahrens 
diejenigen Personen, die ihnen wertvolle „Beweise“ 
vermittelt haben, im Wege des förmlichen Beweisver­
fahrens zu hören, wäre das eine Verletzung der aus 
§ 108 StPO folgenden Pflicht. Praktische Bedeutung 
erlangt das insbesondere in der gerichtlichen Beweis­
aufnahme während der Hauptverhandlung erster 
Instanz; denn das Gericht ist in den Fällen der §§ 207, 
209 StPO zur Verlesung von Zeugenaussagen bzw. von 
Erklärungen des Angeklagten berechtigt. Die §§ 207, 
209 StPO setzen aber grundsätzlich voraus, daß es sich 
um solche Aussagen von Personen handelt, die im 
Wege des förmlichen Beweisverfahrens protokolliert 
wurden8). Da hiervon bei den vor der Anordnung des 
Ermittlungsverfahrens erlangten Erklärungen bestimm­
ter Personen keine Rede sein kann, können sie auch 
nicht gemäß §§ 207, 209 StPO verlesen werden. Zwar 
ist das Gericht berechtigt und im Rahmen des § 200 
StPO sogar verpflichtet, während der gerichtlichen Be­
weisaufnahme aus den in den Akten vorhandenen Un­
terlagen zum Zwecke der Erforschung der objektiven 
Wahrheit dem Angeklagten und den anderen am Straf­
verfahren Beteiligten zwecks Abgabe von Erklärungen 
Vorhalte zu machen; das kann aber nichts an der 
Tatsache ändern, daß die vor der Anordnung des Er­
mittlungsverfahrens gesammelten „Beweise“ keine 
strafprozessuale Beweiskraft besitzen.

i Wir sind der Meinung, daß man in gleicher Weise verfahren 
könnte, wenn Personen informatorisch befragt worden sind. 
Jedoch sollte von dieser Möglichkeit nur in wirklich begrün­
deten Ausnahmefällen Gebrauch gemacht werden.

8) Das Gesetz gestattet nur ausnahmsweise bei Vorliegen 
der Voraussetzungen des § 207 Abs. 1 StPO, „Niederschriften 
über anderweite Vernehmungen oder Äußerungen sowie eigene 
schriftliche Äußerungen eines Zeugen oder Mitbeschuldigten“ 
zu verlesen. In diesem eng umgrenzten Rahmen können auch 
Niederschriften über informatorische Befragungen von Per­
sonen verlesen werden. — Dies folgt darüber hinaus auch aus 
dem Prinzip der Unmittelbarkeit.

Grundlegend anders verhält es sich mit der zweiten 
Gruppe der vor der Anordnung des Ermittlungsver­
fahrens gesammelten „Beweise“, mit den sog. sach­
lichen Beweisen. Werden z. B. vor der Anordnung des 
Ermittlungsverfahrens vom Untersuchungsorgan am 
Tatort eine Sprengstoffladung, ein feindliches Funk­
gerät, ein Mord- oder Diebeswerkzeug vorgefunden, 
so sind diese Gegenstände ebenfalls zunächst noch keine 
strafprozessualen Beweise. Kommt jedoch das Unter­
suchungsorgan im Prüfungsstadium — u. a. auch 
w e g e n  der Vorgefundenen und zur verbrecherischen 
Handlung in Beziehung stehenden Gegenstände — zu 
der Auffassung, daß sich der Verdacht einer verbreche­
rischen Handlung begründen läßt, so werden diese mit 
der Anordnung des Ermittlungsverfahrens von 
s e l b s t  zu strafprozessualen Beweisen, vorausgesetzt 
natürlich, daß sie auf ihre Identität überprüft worden 
und erheblich sind. Die sachlichen Beweise werden im 
Unterschied zu den weiter oben behandelten „Bewei­
sen“ mit der Einleitung des Ermittlungsverfahrens von 
selbst strafprozessuale Beweise, weil sie entsprechend 
dem System unserer StPO nicht an ein solches förm­
liches Beweisverfahren gebunden sind, wie es gerade 
charakteristisch ist für den Zeugen- und Sachverstän­
digenbeweis.

Eine andere Auffassung als die von uns dargelegte 
würde insbesondere in zweifacher Weise zu Konse­
quenzen führen, die man unter keinen Umständen 
billigen kann.

Einmal würde man zu dem Ergebnis kommen müs­
sen, daß alle im sog. Prüfungsstadium gesammelten 
„Beweise“ dem förmlichen Beweisverfahren unter­
liegen. Wenn es z. B. vor der Anordnung des Ermitt­
lungsverfahrens erforderlich ist, bestimmte Personen 
informatorisch zu befragen, um den Verdacht einer 
verbrecherischen Handlung begründen zu können, so 
müßte dies unter Wahrung des § 112 StPO erfolgen. 
Damit würde aus der informatorischen Befragung einer 
Person eine Zeugenvernehmung. Zeugenvernehmungen 
sind aber i. S. unseres Gesetzes eindeutig Ermittlungs­
handlungen und vor der Einleitung des Ermittlungs­
verfahrens nicht zulässig. Zu den gleichen Ergebnissen 
würde es führen, wenn zum Zwecke der Prüfung des 
zur Kenntnis gelangten Sachverhalts ein Gutachten an­
gefertigt werden müßte oder eine Person sich sachver­
ständig äußert.

Eine weitere und vielleicht noch bedenklichere Kon­
sequenz liegt darin, daß es zulässig sein müßte, alle 
strafprozessualen Zwangsmaßnahmen vor der Anord­
nung des Ermittlungsverfahrens für gesetzlich zu er­
klären. Folglich wäre es dem Untersuchungsorgan im 
Rahmen seiner Prüfungstätigkeit, also vor der Anord­
nung des Ermittlungsverfahrens gemäß § 106 StPO, ge­
stattet, eine Person gern. § 141 StPO zu verhaften, eine 
Beschlagnahme oder Unterbringung zu erwirken usw. 
Es bedarf wohl kaum noch irgendwelcher weiteren 
Argumente, um darzulegen, daß die von Knobloch ver­
tretene Auffassung, die die aufgezeigten Konsequenzen 
zuläßt, nicht ernstlich unterstützt werden kann. Würde 
sie doch dazu führen, die Grenzen zwischen dem Er­
mittlungsverfahren, das erst mit § 106 StPO einsetzt, 
und dem ihm vorhergehenden Zeitabschnitt, dem sog. 
Prüfungsstadium, völlig zu verwischen.

Illlllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll
Die im vorigen H e f t  angekündigte Veröffent­

lichung der Namen derjenigen Richter, Staats­
anwälte, Rechtsanwälte und Mitarbeiter der 
Justizorgane, die am 23. Juni 1957 als Abgeord­
nete der örtlichen Volksvertretungen gewählt 
wurden, kann leider erst im nächsten H e f t  er­
folgen, da bisher noch nicht alle Bezirke unsere 
Bitte um schnellen Bericht erfüllt haben.

Die Redaktion
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